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ZUSATZVEREINBARUNG und VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG 
Zum Beschäftigungsvertrag 

 
1) Ich verpflichte mich, die Bestimmungen des Datenschutzvertrages, der im Zusammenhang mit 
meinem Einsatz beim Verein „Eltern für Kinder Österreich“ mit der Stadt Wien abgeschlossen wurde, die 
somit auch Bestandteil meines Beschäftigungsvertrages sind, einzuhalten und im Zweifelsfalle über die 
Bestimmungen das Einvernehmen mit dem mir vorgesetzten bzw. anordnungsbefugten Bediensteten des 
Vereins herzustellen. 

2) Ich wurde ferner auf die untenstehenden Bestimmungen des Datenschutzgesetzes 2000 (DSG 
2000), des Strafgesetzbuches (StGB) sowie des Wiener Datenschutzgesetzes (Wr.DSG) hingewiesen (das 
StGB schützt auch nicht personenbezogene Daten und Programme!): 
 
1. Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
 
Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem 

§ 118a. (1) Wer sich in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugte von in einem Computersystem 
gespeicherten und nicht für ihn bestimmten Daten Kenntnis zu verschaffen und dadurch, dass er die 
Daten selbst benützt, einem anderen für den sie nicht bestimmt sind, zugänglich macht oder veröffentlicht, 
sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil 
zuzufügen, zu einem Computersystem, über das er nicht allein verfügen darf, oder zu einem Teil eines 
solchen Zugang verschafft, indem er nicht oder nicht allein verfügen darf, oder zu einem Teil eines solchen 
Zugriff verschafft, indem er spezifische Sicherheitsvorkehrungen im Computersystem verletzt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 
 
Verletzung des Telekommunikationsgeheimnisses 

§ 119. (1) Wer in der Absicht, sich oder einen anderen unbefugten vom Inhalt einer im Wege einer 
Telekommunikation (§ 3 Z 13 TKG) oder eines Computersystems übermittelten und nicht für ihn  
bestimmten Nachricht Kenntnis zu verschaffen eine Vorrichtung, die an der Telekommunikationsanlage 
oder an dem Computersystem angebracht oder sonst empfangsbereit gemacht wurde, benützt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 
 
Missbräuchliches Abfragen von Daten 

§ 119a. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten von im Wege eines Computersystems 
übermittelten und nicht für ihn bestimmten Daten Kenntnis zu verschaffen und dadurch, dass er die Daten 
selbst benützt, einem anderen, für den sie nicht bestimmt sind, zugänglich macht oder veröffentlicht, sich 
oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, 
eine Vorrichtung, die an dem Computersystem angebracht oder empfangsbereit gemacht wurde, benützt 
oder die elektromagnetische Abstrahlung eines Computersystems auffängt, ist, wenn die Tat nicht nach  
§ 119 mit Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 
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(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 

§ 120 

…. 

(2a) Wer eine im Wege einer Telekommunikation (§ 3 Z 13 TKG) übermittelte und nicht für ihn 
bestimmte Nachricht mit der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten vom Inhalt dieser Nachricht 
Kenntnis zu verschaffen, aufzeichnet, einem anderen unbefugten zugänglich macht oder veröffentlicht, ist, 
wenn die Tat nicht nach den vorstehenden Bestimmungen oder nach einer anderen Bestimmung mit 
strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 
Tagessätzen zu bestrafen. 
 
Verletzung von Berufsgeheimnissen 

§ 121. (1) Wer ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das den Gesundheitszustand einer Person betrifft 
und das ihm bei berufsmäßiger Ausübung der Heilkunde, der Krankenpflege, der Geburtshilfe, der 
Arzneimittelkunde oder Vornahme medizinisch-technischer Untersuchungen oder bei berufsmäßiger 
Beschäftigung mit Aufgaben der Verwaltung einer Krankenanstalt oder mit Aufgaben der Kranken-, der 
Unfall-, der Lebens- oder der Sozialversicherung ausschließlich kraft seines Berufes anvertraut wurden oder 
zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse 
der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit in Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch 
genommen worden ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem 
anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Ebenso ist ein von einem Gericht oder einer anderen Behörde für ein bestimmtes Verfahren bestellter 
Sachverständiger zu bestrafen, der ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das ihm ausschließlich kraft 
seiner Sachverständigentätigkeit anvertraut worden oder zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung 
oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit in 
Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen worden ist. 

(4) Der Person, die eine der in den Abs. 1 und 3 bezeichneten Tätigkeiten ausüben, stehen ihre Hilfskräfte, 
auch wenn sie nicht berufsmäßig tätig sind, sowie die Personen gleich, die an der Tätigkeit zu 
Ausbildungszwecken teilnehmen. 

(5) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Offenbarung oder Verwertung nach Inhalt und Form durch 
ein öffentliches oder ein berechtigtes privates Interesse gerechtfertigt ist. 

(6) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Interesse an der Geheimhaltung Verletzten (Abs. 1 und 
3) zu verfolgen. 
 
Verletzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 

§ 122. (1)Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis (Abs. 3) offenbart oder verwertet, das ihm bei seiner 
Tätigkeit in Durchführung einer durch Gesetz oder behördlichen Auftrag vorgeschriebenen Aufsicht, 
Überprüfung oder Erhebung anvertraut oder zugänglich geworden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einen anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einen 
anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 
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(3) Unter Abs. 1 fällt nur ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das der Täter kraft Gesetzes zu wahren 
verpflichtet ist und dessen Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse des von 
der Aufsicht, Überprüfung oder Erhebung Betroffenen zu verletzen. 

(4) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Offenbarung oder Verwertung nach Inhalt und Form durch 
ein öffentliches oder ein berechtigtes privates Interesse gerechtfertigt ist. 

(5) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Interesse an der Geheimhaltung Verletzten (Abs. 3) zu 
verfolgen. 
 
Datenbeschädigung 

§ 126 a. (1) Wer einen anderen dadurch schädigt, dass er automationsunterstützt verarbeitete, übermittelte 
oder überlassene Daten, über die er nicht oder nicht allein verfügen darf, verändert, löscht oder sonst 
unbrauchbar macht oder unterdrückt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis 
zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat an den Daten einen 2.000,-- € übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, wer einen 40.000,-- € 
übersteigenden Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 
 
Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems 

§ 126b. Wer die Funktionsfähigkeit eines Computersystems, über das er nicht oder nicht allein verfügen 
darf, dadurch schwer stört, dass er Daten eingibt oder übermittelt, ist, wenn die Tat nicht nach § 126a mit 
Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. 
 
Missbrauch von Computerprogrammen oder Zugangsdaten 

§ 126c. (1) Wer 

1. ein Computerprogramm, das nach seiner besonderen Beschaffenheit ersichtlich zur Begehung eines 
widerrechtlichen Zugriffs auf ein Computersystem (§ 118a), einer Verletzung des 
Telekommunikationsgeheimnisses (§ 119), eines missbräuchlichen Abfragens von Daten (§ 119a), einer 
Datenbeschädigung (§126a) oder einer Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems (§ 126b) 
geschaffen oder adaptiert worden ist, oder eine vergleichbare solche Vorrichtung oder 

2. ein Computerpasswort, einen Zugangscode oder vergleichbare Daten, die den Zugriff auf ein 
Computersystem oder einen Teil davon ermöglichen, 

mit dem Vorsatz herstellt, vertreibt, veräußert oder sonst zugänglich macht, dass sie zur Begehung einer 
der in Z 1 genannten strafbaren Handlungen gebraucht werden, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig verhindert, dass das in Abs. 1 genannte 
Computerprogramm oder die damit vergleichbare Vorrichtung oder das Passwort, der Zugangscode oder 
die damit vergleichbaren Daten in der in den §§ 118a, 119, 119a, 126a oder 126b bezeichneten Weise 
gebraucht werden. Besteht die Gefahr eines solchen Gebrauches nicht oder ist sie ohne Zutun des Täters 
beseitigt worden, so ist er nicht zu bestrafen, wenn er sich in Unkenntnis dessen freiwillig und ernstlich 
bemüht, sie zu beseitigen. 
 
Betrügerischer Datenverarbeitungsmissbrauch 

§ 148a. (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem Dritten unrechtmäßig zu bereichern, einen anderen 
dadurch an Vermögen schädigt, dass er das Ergebnis einer automationsunterstützten Datenverarbeitung 
durch Gestaltung des Programms, durch Eingabe, Veränderung oder Löschung von Daten (§ 126 a Abs. 2)  
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oder sonst durch Einwirkung auf den Ablauf des Verarbeitungsvorganges beeinflusst, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat gewerbsmäßig begeht oder durch die Tat einen 2.000,-- € übersteigenden Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahre, wer durch die Tat einen 40.000,-- € übersteigenden 
Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 
 
2. Bestimmungen des Datenschutzgesetzes 2000 
 
Datengeheimnis1 

§ 15 (1) Auftraggeber, Dienstleister und ihre Mitarbeiter – das sind Arbeitnehmer (Dienstnehmer) und 
Personen in einem arbeitnehmerähnlichen (dienstnehmerähnlichen) Verhältnis – haben Daten aus 
Datenanwendungen, die ihnen ausschließlich auf Grund ihrer berufsmäßigen Beschäftigung anvertraut 
wurden oder zugänglich geworden sind, unbeschadet sonstiger gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten, 
geheim zu halten, soweit kein rechtlich zulässiger Grund für eine Übermittlung der anvertrauten oder 
zugänglich gewordenen Daten besteht (Datengeheimnis). 

(2) Mitarbeiter dürfen Daten nur auf Grund einer ausdrücklichen Anordnung ihres Arbeitgebers 
(Dienstgebers) übermitteln. Auftraggeber und Dienstleister haben, sofern eine solche Verpflichtung ihrer 
Mitarbeiter nicht schon kraft Gesetzes besteht, diese vertraglich zu verpflichten, dass die Daten aus 
Datenanwendungen nur auf Grund von Anordnungen übermitteln und das Datengeheimnis auch nach 
Beendigung des Arbeits- (Dienst-)verhältnisses zum Auftraggeber oder Dienstleister einhalten werden. 

(3) Auftraggeber und Dienstleister dürfen Anordnungen zur Übermittlung von Daten nur erteilen, wenn 
dies nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zulässig ist. Sie haben die von der Anordnung 
betroffenen Mitarbeiter über die für sie geltenden Übermittlungsanordnungen und über die Folgen einer 
Verletzung des Datengeheimnisses zu belehren. 

(4) Unbeschadet des verfassungsrechtlichen Weisungsrechts darf einem Mitarbeiter aus der Verweigerung 
der Befolgung einer Anordnung zur Datenübermittlung wegen Verstoßes gegen die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes kein Nachteil erwachsen. 
 
Die Rechte des Betroffenen 
Auskunftsrecht2 

§ 26 

…… 

(7) Ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von einem Auskunftsverlangen darf der Auftraggeber Daten über den 
Betroffenen innerhalb eines Zeitraumes von vier Monaten und im Falle der Erhebung einer Beschwerde 
gemäß § 31 an die Datenschutzkommission bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens nicht 
vernichten. 

 
Strafbestimmungen 
Datenverwendung in Gewinn- oder Schädigungsabsicht 

§ 51. (1) Wer in der Absicht, sich einen Vermögensvorteil zu verschaffen oder einem anderen einen 
Nachteil zuzufügen, personenbezogene Daten, die ihm ausschließlich auf Grund seiner berufsmäßigen 
Beschäftigung anvertraut oder zugänglich gemacht worden sind oder die er sich widerrechtlich verschafft 
hat, selbst benützt, einem anderen zugänglich macht oder veröffentlicht, obwohl der Betroffene an diesen 
Daten ein schutzwürdiges Geheimhaltungsinteresse hat, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen  

                                                 
1  Diese Bestimmung ist auch auf solche manuellen Dateien sinngemäß anzuwenden, die durch das Wiener Datenschutzgesetz  

Wr. DSG, LGBl. 2001/125, geregelt werden. 
2  Diese Bestimmung ist auch auf solche manuellen Dateien sinngemäß anzuwenden, die durch das Wiener Datenschutzgesetz  

Wr. DSG, LGBl. 2001/125, geregelt werden. 



 

Seite 5 von 6 

 

 

Bestimmung mit strenger Strafe bedroht ist, vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen. 

(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 
 
Verwaltungsstrafbestimmung 

§ 52. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strenger Strafe bedroht ist, begeht 
eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 18.890,-- € zu ahnden ist, wer 

1. sich vorsätzlich widerrechtlichen Zugang zu einer Datenanwendung verschafft oder einen erkennbar 
widerrechtlichen Zugang vorsätzlich aufrecht erhält oder  

2. Daten vorsätzlich in Verletzung des Datengeheimnisses (§ 15) übermittelt, insbesondere Daten die ihm 
gemäß §§ 46 oder 47 anvertraut wurden, vorsätzlich für andere Zwecke verwendet oder 

………. 

4. Daten vorsätzlich entgegen § 26 Abs. 7 löscht. 

(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 9.445,-- € zu ahnden ist, 
wer 

1. Daten ermittelt, verarbeitet oder übermittelt, ohne seine Meldepflicht gemäß § 17 erfüllt zu haben oder 

2. Daten ins Ausland übermittelt oder überlässt, ohne die erforderliche Genehmigung der 
Datenschutzkommission gemäß § 13 eingeholt zu haben oder 

…….. 

4. die gemäß § 14 erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen gröblich außer Acht lässt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

…….. 
 
3. Bestimmungen des Wiener Datenschutzgesetzes – Wr. DSG 
 
…….. 

Strafbestimmungen3 

§ 5. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, 
begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 18.200,-- € zu ahnden ist, wer 

a) sich vorsätzlich widerrechtlichen Zugang zu einer Datei verschafft oder einen erkennbar 
widerrechtlichen Zugang vorsätzlich aufrecht erhält oder 

b) Daten vorsätzlich in Verletzung des Datengeheimnisses (§ 4 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 
15 des Datenschutzgesetzes 2000) übermittelt, insbesondere Daten, die ihm gemäß §§ 46 oder 47 des 
Datenschutzgesetzes 2000 anvertraut wurden, vorsätzlich für andere Zwecke verwendet oder 

c) Daten entgegen einem rechtskräftigen Urteil oder Bescheid verwendet, nicht beauskunftet, nicht richtig 
stellt oder nicht löscht oder 

d) Daten vorsätzlich entgegen § 4 Abs. 4 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 26 Abs. 7 des 
Datenschutzgesetzes 2000 löscht. 

                                                 
3  In der Fassung § 8 Abs. 2 
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(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 9.100,-- € zu ahnden ist, 
wer 

 

 

 

a) Daten ermittelt, verarbeitet oder übermittelt, ohne seine Meldepflicht gemäß § 4 Abs. 3 dieses Gesetzes 
in Verbindung mit § 17 des Datenschutzgesetzes 2000 erfüllt zu haben oder 

b) Daten ins Ausland übermittelt oder überlasst, ohne die erforderliche Genehmigung der Landesregierung 
gemäß § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 13 des Datenschutzgesetzes 2000 eingeholt zu 
haben oder  

c) seine Offenlegungs- oder Informationspflichten gemäß § 4 Abs. 3 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
den §§ 23, 24 oder 25 des Datenschutzgesetzes 2000 verletzt oder 

d) die gemäß § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 14 des Datenschutzgesetzes 2000 
erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen gröblich außer Acht lässt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Die Strafe des Verfalls von Datenträgern kann ausgesprochen werden (§§ 10, 17 und 18 
Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52), wenn diese Gegenstände mit einer 
Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 oder 2 in Zusammenhang stehen. 

 
 
 
 
einverstanden: 
 
 
 
 
 ....................................  ...............................................  ..........................................................................  
Ort Datum Unterschrift Dienstnehmer*in 


